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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


^topp der Rüstungsexporte nach Peru 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, alle 
Rüstungsexporte aus der Bundesrepublik Deutschland nach Peru 
unverzüglich zu stoppen und jegliche militärische Zusammen- 
arbeit einzustellen spwie den deutschen Militärattache in Lima 
abzuberufen imd den peruanischen Militärattache in Kiel zu er- 
suchen, das Land zu verlassen. 

Bonn, den 29. Aprü 1986 

Borgmaniir Hönes, Volmer und Fraktion 
Begründung 

In Peru haben die Menschenrechtsverletzungen der staatlichen 
Organe in den letzten vier Jahren weiter zugenommen. Dies ist 
das zentrale Ergebnis einer internationalen Menschenrechtskom- 
mission imter der Leitimg des Friedensnobelpreisträgers Adolfo 
Perez Esquivel, an der auch das ehemalige Mitgüed der GRÜNEN 
im Bimdestag, Walter Schweniünger, im Juli letzten Jahres teü- 
genommen hatte. 

Gemeinsam mit peruanischen Menschenrechtsorganisationen 
besuchte die Delegation die Ausnahmezustandsgebiete im andi- 
nen Hochland im Süden Perus. Dort sammelte sie mehr als 
350 Anzeigen von Gewalttaten dmch Polizei imd Streitkräfte, die 
dort seit 1983 gegen den aufständischen Sendero Luminoso 
(Leuchtender Pfad) operieren. 

Der Bericht wird in Kürze der peruanischen Regienmg unter dem 
Sozialdemokraten Alan Garcia übergeben, doch kann schon jetzt 
festgestellt werden, daß sich die militärischen Auseinanderset- 
zungen in diesem Gebiet immer weiter vom Zentrum (Ayacucho) 
östlich (Urwald) verlagern, wobei das Ausmaß der Gewalt gegen 
die dort lebenden Menschen bedrohlich zunimmt. Offiziellen 
Angaben zufolge starben in den letzten Jahren mehr als 7 000 
Menschen, amnesty international spricht in seinem Bericht zur 
Lage der Menschenrechte in Peru (Noveniber 1984) von 1 005 
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Verschwundenen, die Delegation wiederum erhielt von der 
Staatsanwaltschaft Ayacuchos die Zahl von 1247 Verschwun- 
denen. Dies ist um so bemerkenswerter, als davon auszugehen ist, 
daß viele dieser Übergriffe tmd Verschlepptmgen gar nicht zur 
Anzeige gebracht werden, da die betroffenen Campesinos dies 
häufig nicht wagen. Unter den Bedingungen des Ausnahmezu- 
stands ist es nämlich Polizei und Streitkräften möglich, jede Art 
von Widerstand oder Verweigenmg mit Mord, Folter, Raub und 
Vergewaltigtmg zu ersticken. 

In diesem Zuscunmenhang sei auch auf die teilweise verheeren- 
den Verhältnisse in den peruanischen Gefängnissen hingewiesen, 
deren Wachsoldaten (Guardia Republicana) mit deutschen 
G 3-Gewehren ausgestattet ist. Die Delegation erfuhr, daß zwei 
Drittel aller dort inheiftierten Gefangenen jahrelang einsitzen, 
ohne daß mit einer Eröffmmg des Prozesses zu rechnen wäre, dies 
unter schlimmsten Haftbedingungen. Der Verdacht auf „Terroris- 
mus" reicht aus, jede Frau und jeden Mann einzusperren. Zudem 
hat die Staatsanwaltschaft keinen Zugang zu den Polizei- und 
Militärgefängnissen des Landes. 

Auf diesem Hintergrund ist eine weitere Feststellung der Dele- 
gation von besonderer Bedeutung: Polizei und Streitkräfte operie- 
ren in den Ausnahmezustandsgebieten mit deutschen G 3-Waffen 
der Fa. Heckler und Koch (Oberndorf) und Unimogs von Merce- 
des Benz mit militärischer und daher genehmigungspflichtiger 
Ausfühnmg. 

Weiterhin im Einsatz sind Mercedes-Benz Militärlastwagen sowie 
Radpanzer des Typs UR-416, eine Gemeinschaftsproduktion von 
Daimler-Benz, Thyssen und Krauss-Maffei. Das Engagement der 
Bundesregierung drückt sich laut ACDA, der amerikanischen 
Rüstungsbehörde, in Zahlen folgendermaßen aus: Die Bimdes- 
republik Deutschland belieferte das Land im Ausnahmezustand 
allein 1983 mit Rüstungsgütem für 240 Mio. Dollar. Weiterhin 
verfügt die Regienmg Perus über sechs Unterseeboote, die die 
HDW Kiel 1985 lieferte. 

Zusammengenommen wiegen die Ergebnisse der Delegation so 
schwer, daß auf vergangene Massaker, z.B. jenes in dem Dorf 
Chapi, wo im August 1984 mehr als 3 000 Menschen durch Ange- 
hörige der Armee umgebracht worden sein sollen, hier nur am 
Rande eingegangen werden soll. 

Die Regienmg imter Alan Garda scheint gegen die eklatanten 
Menschenrechtsverletzungen der ihr unterstellten polizeilichen 
xmd militärischen Kräfte nicht ernsthaft vergehen zu köimen oder 
zu wollen. Gleichwohl tätigt sie in hohem Maße Rüstungskäufe, 
die nachweislich 35 % der Auslandsverschuldung Perus (13 Mrd. 
Dollar) ausmachen. Die Unterbindxmg jeglicher militärischen 
Zusammenarbeit nüt Peru ist daher geboten und soll mit diesem 
Antrag eingeleitet werden. 
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